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1. Finanzierung der Straßeninfrastruktur 
aus volkswirtschaftlicher Sicht 

Politische Entscheidungen sollten sich an Zielen orientieren, die aus 
den Wünschen der Bürger abgeleitet sind. Diese Maxime gilt auch 
für die Verkehrspolitik. Mobilität ist ein tief empfundenes Bedürfnis 
einer freiheitlichen Gesellschaft. Sie ist Voraussetzung für den Han-
del mit Gütern und Basis für vergrößerte Wahlmöglichkeiten der 
Wirtschaftssubjekte. Mobilität zu ermöglichen und zu fördern, steht 
daher in der Zielhierarchie der Verkehrspolitik an vorderster Stelle. 
Das Bereitstellen und Aufrechterhalten einer effizienten Infrastruktur 
ist eines der wichtigsten verkehrspolitischen Ziele überhaupt. Sie 
muss die Mobilitätsbedürfnisse der Menschen und Unternehmen 
befriedigen und das Wachstum einer Volkswirtschaft fördern. 

Lücke zwischen Angebot und Nachfrage im Straßen-
verkehr 
Das Urteil darüber, ob durch traditionelle verkehrspolitische Maß-
nahmen ausreichend viele und ausreichend gute Straßen bereit-
gestellt wurden, ist rundum negativ. Die Straßenverkehrsinfrastruktur 
in Deutschland wird auf Verschleiß gefahren. Die Lücke zwischen 
Nachfrage und Angebot im Straßenverkehr wird zunehmend größer. 
— So expandierte die Verkehrsleistung im Straßengüterverkehr ge-

messen in Tonnenkilometern von 1990 bis 2003 um 114%; ge-
genüber 1970 hat sich das Volumen annähernd verfünffacht. Im 
Personenverkehr war der Zuwachs von 1990 bis 2003 mit knapp 
20% weniger dynamisch, aber dennoch signifikant. In der glei-
chen Zeit ist aber das reale Netto-Anlagevermögen im Bereich 
Straßen und Brücken lediglich um 10% gestiegen (+77% gegen-
über 1970). 

— Die realen Bruttoanlageinvestitionen in Straßen und Brücken 
haben sich im Verlauf der 1990er Jahre und bis zuletzt nicht 
nennenswert verändert. Sie liegen jedoch um 17% unter dem Ni-
veau von 1970. Die Schere zwischen Investitionstätigkeit und 
Verkehrsleistung hat sich seit der Wiedervereinigung stark geöff-
net. 

— Der Modernitätsgrad der Straßeninfrastruktur (gemessen am 
prozentualen Anteil des Netto-Anlagevermögens am Brutto-
Anlagevermögen) ist seit Beginn der 70er Jahre stetig gesunken 
und liegt derzeit bei 68% – d.h. 14%-Punkte niedriger als 1970. 

— Bei der Altersstruktur des Brutto-Anlagevermögens in der Stra-
ßeninfrastruktur dominieren die Investitionsjahrgänge bis 1973. 
Nur ein knappes Viertel der Investitionen entfiel auf die Jahre 
1994 bis 2003, und das auch nur wegen der fortgesetzten Groß-
anstrengung in den neuen Bundesländern. 

Die Gründe für diese Entwicklung liegen einerseits in dem steigen-
den Einsatz des Lkw im Güterverkehr sowie im stark ausgeprägten 
Wunsch nach individueller Mobilität in der Bevölkerung; dieser kann 
noch immer durch den Pkw am besten erfüllt werden. Andererseits 
sind die chronisch knappen Kassen der öffentlichen Hand für das 
Auseinanderklaffen der Verkehrsleistung auf den Straßen und der 
Bereitstellung einer adäquaten Infrastruktur verantwortlich. Zudem 
musste in der Vergangenheit oftmals der Verkehrshaushalt bei Aus-
gabenkürzungen herhalten. Eine dauerhafte Entspannung der Haus-
haltssituation ist kurz- bis mittelfristig unwahrscheinlich. 
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Die Folgen der beschriebenen Entwicklung sind nicht mehr zu über-
sehen. Staus an wichtigen Verkehrsknotenpunkten und in den Spit-
zenlastzeiten rund um Ballungszentren sind an der Tagesordnung; 
die Staukosten in Deutschland erreichen nach Schätzungen von 
BMW rd. EUR 100 Mrd. p.a. Etwa 20% des Gesamtnetzes der deut-
schen Autobahnen gelten als nicht mehr voll gebrauchsfähig. Die 
düstere Prognose, dass sich die Straßeninfrastruktur zu einem Eng-
passfaktor für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes entwickelt, 
wird Realität. Denn es spricht wenig dafür, dass in den nächsten 
Jahren eine Trendumkehr stattfindet. Alle Verkehrsprognosen sagen 
eine stetige Zunahme gerade des Güterverkehrs voraus. Gründe 
hierfür sind der zunehmende Handelsverkehr u.a. als Folge der EU-
Osterweiterung und der internationalen Arbeitsteilung sowie der 
expandierende kleinteilige Verkehr durch Internetkäufe. Der Sieges-
zug des Lkw in Europa wird sich fortsetzen. Die Straße trägt mit 
weitem Abstand die Hauptlast des zusätzlichen Verkehrs der nächs-
ten Jahre. Ein steigender Marktanteil der Eisenbahn findet sich da-
gegen nur in einigen Prognosen. Sie wurden in der Vergangenheit 
immer recht schnell von der Realität korrigiert und zeugen mehr von 
ideologischen Scheuklappen oder politischen Wunschvorstellungen 
als von Nüchternheit der Prognostiker.  

Nutzerfinanzierung und privates Engagement ange-
zeigt 
Wer angesichts dieser Perspektiven behauptet, das Bereitstellen 
und Aufrechterhalten einer effizienten Infrastruktur sei langfristig 
ohne privates Kapital und Straßenbenutzungsgebühren zu errei-
chen, verschließt die Augen vor der Realität. Probleme mit der 
Steuerfinanzierung sind notorisch: umfangreicher Tanktourismus 
wirkt in Deutschland schon heute negativ auf das Aufkommen aus 
der Mineralölsteuer, und zwar nicht nur – wie vielfach behauptet 
wird – im Güterverkehr, sondern auch schon im Personenverkehr. 
Eine stärkere Nutzerfinanzierung ist im Straßenverkehr aus unserer 
Sicht ohne wirkliche Alternative. Zu den Vorteilen der Nutzerfinan-
zierung zählen stetigere Einnahmenströme sowie eine geringere 
Abhängigkeit von der aktuellen Haushaltslage. Ferner sind Straßen-
benutzungsgebühren Grundvoraussetzung für das Mobilisieren von 
privatem Kapital, soweit nicht Schattenmaut- oder Verfügbarkeits-
modelle installiert werden. Ohne die Einbindung von privatem Kapi-
tal, in welcher organisatorischen Form auch immer, wird eine nach-
haltige Entwicklung der Straßeninfrastruktur nur äußerst schwer 
bereitzustellen sein. Durch Straßenbenutzungsgebühren können 
Aufgaben der Finanzierung, des Baus und des Betriebs der Stra-
ßeninfrastruktur in Deutschland auf private Unternehmen übertragen 
werden; dabei gilt es Wettbewerb zu sichern und einen geeigneten 
Regulierungsrahmen zu entwickeln. Die Voraussetzungen für eine 
Privatisierung der genannten Aufgaben sind in Deutschland auf-
grund des hohen und steigenden Verkehrsaufkommens und des 
dichten Autobahnnetzes mit nur wenigen neu zu bauenden Ab-
schnitten ideal. Sie ermöglichen eine vergleichsweise große Prog-
nosesicherheit über künftige Verkehrs- und damit Einnahmenströme 
und beschränken das notwendige Investitionsvolumen im Vergleich 
zu einem vollständigen Autobahnneubau. 

Maut auch für Pkw erforderlich 
Mit der elektronischen Lkw-Maut wurde der Weg hin zu einer stärke-
ren Nutzerfinanzierung der Straßeninfrastruktur in Deutschland be-
reitet. Sie ist – trotz aller Startschwierigkeiten und konzeptionellen 
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Probleme z.B. bei der Mittelverwendung – ein Schritt in die richtige 
Richtung. Dabei kann es aber nicht bleiben. Straßenbenutzungsge-
bühren für Autobahnen (und im Bedarfsfall für mögliche Ausweich-
straßen), die den Verkehrsfluss nicht behindern dürfen und elektro-
nisch zu erheben sind, sollten in Deutschland auf mittlere Frist auch 
auf leichte Lkw und Pkw erweitert werden. Eine pauschale Pkw-
Vignette einzuführen setzt falsche Akzente und stört die Glaubwür-
digkeit einer Strategie der Besserung der Infrastruktur.  
Eine wichtige Aufgabe der Politik besteht darin, die Vorteile einer 
Maut als marktwirtschaftliches Instrument dem Autofahrer vor Augen 
zu führen. Sie ist Gegenleistung für eine Autobahn mit spürbar weni-
ger Staus (z.B. durch zusätzliche Fahrspuren), für die schnelle Be-
seitigung von Engpässen (Baustellen), für die Einbindung ausländi-
scher Verkehrsteilnehmer in die Finanzierung des inländischen 
Straßennetzes sowie für die Verbesserung der Service- und Sicher-
heitsstandards (Telematik, Info-Dienste z.B. über Tank- und Rastan-
lagen, Notrufstationen). Mehr Mut ist gefordert, diese Vorzüge einer 
Mautlösung offensiv zu vermarkten. 
Zwei Grundvoraussetzungen für die Akzeptanz einer Pkw-Maut be-
stehen unseres Erachtens: 
Zweckbindung der Maut und Kom-
pensation unerlässlich
— Erstens eine Zweckbindung der Pkw-Maut ausschließlich für die 
Finanzierung der Straßeninfrastruktur. 

— Zweitens eine Kompensation für die Pkw-Maut bei verkehrsab-
hängigen Steuern (Kfz-Steuer, Mineralölsteuer). Auch ordnungs-
politisch ist es angezeigt, dass Verkehrsteilnehmer, die die Infra-
struktur stärker nutzen, mehr für deren Erhalt zahlen sollten. 

Das populäre Argument gegen eine Pkw-Maut, die Autobahnen 
seien bereits aus Steuergeldern bezahlt worden, zieht nicht. 
Schließlich machen Erhaltungsinvestitionen den größeren Teil im 
Lebenszyklus einer Autobahn aus; und diese liegen in der Zukunft. 

Erfahrungen aus dem Ausland nutzen 
Im europäischen Ausland sind Straßenbenutzungsgebühren seit 
langer Zeit gängige Praxis. Auch privates Engagement beim Betrieb 
Vielzahl von Mautmodellen und star-
kes Privatengagement in Europa
der Autobahnen hat hier schon Tradition. In vielen Fällen wurden 
Gesellschaften gegründet, um das Autobahnnetz in den betreffen-
den Ländern neu zu bauen. Wenngleich die Entwicklungsgeschichte 
des privaten Betriebs von Autobahnen in Europa nicht gradlinig ver-
lief und auch Rückschläge (z.B. zwischenzeitliche Rückverstaat-
lichung) zu verkraften waren, kann Deutschland von den unter dem 
Strich positiven Erfahrungen aus dem Ausland profitieren. 
Der französische Staat hat Ende 2005 seine letzten Anteile an drei 
Autobahnbetreibergesellschaften, die unterschiedliche Abschnitte 
des Autobahnnetzes betreiben, an private Investoren verkauft. Da-
Frankreich: weitgehender Rückzug 
der öffentlichen Hand aus dem Be-

trieb des Autobahnnetzes
24. April 2006  5 

bei konnte die französische Regierung knapp EUR 15 Mrd. erlösen. 
Zuvor wurden bereits 2002 und 2004 Teilprivatisierungsschritte vor-
genommen. Trotz des Verkaufs handelt es sich hierbei nicht um eine 
materielle Privatisierung des Autobahnnetzes, denn der Staat behält 
das Eigentum an den Verkehrswegen. Lediglich das Recht zum 
Betrieb der Autobahnnetze (und zur Erzielung von Mauteinnahmen) 
bis maximal 2032 ist mit dem Verkauf an die Betreibergesellschaften 
übergegangen. Gleichwohl handelt es sich bei dem Verkauf der 
Unternehmensanteile um einen sehr weitgehenden – und für das 
traditionell eher für großen Staatseinfluss bekannte Frankreich be-
merkenswerten – Rückzug der öffentlichen Hand aus dem Betrieb 
des Autobahnnetzes. 
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Auch in Italien wird das Konzept der Finanzierung der Autobahnen 
Autobahnbewirtschaftung in Italien,…

über Nutzergebühren für alle Teilnehmer verfolgt. Wichtigster Markt-
teilnehmer ist die private Autostrade SpA, die nach eigenen An-
gaben der größte Konzessionär für den Bau und Betrieb von Maut-
straßen in Europa ist und rd. 3.400 km Autobahnen in Italien be-
treibt. Autostrade SpA wurde 1999 vollständig privatisiert. Neben der 
Autostrade SpA und ihren Tochtergesellschaften werden weitere 
Teile des italienischen Autobahnnetzes von anderen Kon-
zessionären betrieben, die zum Teil im Besitz der öffentlichen Hand 
sind. Die wichtigsten Verbindungen des Landes mit dem gleichzeitig 
höchsten Verkehrsaufkommen betreibt jedoch die Autostrade SpA. 
Die Festlegung von neuen Strecken und die Vergabe der Kon-
zessionen wird weiterhin von einer staatlichen Behörde vorge-
nommen. 
In Portugal ist der Marktanteil des wichtigsten Konzessionsnehmers 
… Portugal und Spanien,…

Brisa noch höher als in Italien. Das private Unternehmen, das zu 
den größten in Portugal zählt, wurde 1972 gegründet und betreibt 
auf Konzessionsbasis ein Netzwerk von 11 Autobahnen mit einer 
Gesamtlänge von mehr als 1.000 km. Brisa wurde zwischen 1997 
und 2001 in vier Schritten privatisiert. Ein direkter Staatsanteil exis-
tiert heute nicht mehr. In Spanien wurde der exorbitante Ausbau des 
Fernstraßennetzes durch Mauteinnahmen wie auch durch Zuschüs-
se der EU ermöglicht. Auch hier gibt es private und teil-private Un-
ternehmen, die für Teilnetze der Autobahn zuständig sind. 
Während in Frankreich, Italien, Portugal und Spanien u.a. private 
… der Schweiz…

Unternehmen auf Konzessionsbasis eine wichtige Rolle beim Be-
trieb der Autobahnen spielen, erhebt in der Schweiz der Staat die 
Straßenbenutzungsgebühren. Hier hat die Nutzerfinanzierung der 
Straßeninfrastruktur schon lange Tradition (Maut für Lkw auf allen 
Straßen, Vignette für Pkw auf Autobahnen). Dies ist sicherlich auch 
durch die Mittellage in Europa mit topographisch schwierigen Be-
dingungen und durch die große Bedeutung des Transitverkehrs 
bedingt. 
In Österreich, das sich aus geographischer und topographischer 
… und Österreich
6 24. April 2006 

Sicht in einer ähnlichen Situation wie die Schweiz befindet, erhebt 
die ASFiNAG (Autobahn- und Schnellstraßenfinanzierungs-AG), 
eine staatliche Gesellschaft in privater Rechtsform, im Auftrag der 
österreichischen Regierung eine Maut von allen Verkehrsteilneh-
mern (entfernungsabhängige Maut für Lkw, zeitabhängige Vignette 
für Pkw sowie Maut für alle Verkehrsteilnehmer auf bestimmten 
Sonderstrecken wie der Brenner-Autobahn). Ein Vorteil für Öster-
reich resultiert daraus, dass die Verschuldung der ASFiNAG nicht 
relevant für das Maastricht-Schulden-Kriterium ist. Die ASFiNAG 
nimmt zunehmend auch die Aufgabe wahr, Teile des Fernstraßen-
netzes zum Betrieb oder als lebenszyklusübergreifende Konzession 
an Dritte auszuschreiben. 

Deutschland in Europa Exot bei Straßenbaufinanzie-
rung 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass sowohl Straßen-
benutzungsgebühren (auch für Pkw) und privates Engagement beim 
Betrieb von Autobahnen in Europa lange Tradition haben. Zudem 
existiert eine ganze Reihe von City-Maut-Modellen (z.B. in London, 
Oslo, Stockholm). Im Hinblick auf die Art der Finanzierung und den 
Betrieb von Straßen ist Deutschland – trotz Lkw-Maut – eine große 
Ausnahme in Europa. Dies überrascht umso mehr, als Deutschland 
in der Mitte des Kontinents mit neun direkten Nachbarländern und 
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als Transitland Nr. 1 bislang ausländische Verkehrsteilnehmer nicht 
unmittelbar zur Finanzierung des Straßennetzes heranzieht. 
Im Folgenden sollen drei mögliche Privatisierungsoptionen für das 
deutsche Autobahnnetz vorgestellt und beurteilt werden. Die Unter-
suchungen beruhen auf dem Gutachten „Wege zur Privatisierung 
des deutschen Autobahnnetzes – formell, funktional oder mate-
riell?“, das von der Alfen Consult GmbH in Weimar und der PSPC 
GmbH in Berlin im Auftrag des Hauptverbandes der Deutschen Bau-
industrie erstellt wurde. 

2. Privatisierungsoptionen für das deut-
sche Autobahnnetz im Vergleich 

Im Mittelpunkt aktueller verkehrspolitischer Überlegungen zur künf-
tigen Organisation der Bundesautobahnen stehen drei verschiedene 
Drei Privatisierungsoptionen: formell, 
funktional, materiell
Optionen:  
— ein öffentliches Unternehmen als Autobahnfinanzierungs- bzw.  

-betreiberunternehmen (formelle Privatisierung), 
— die Vergabe von (Strecken- und/oder Teilnetz-) Konzessionen 

(funktionale Privatisierung), 
— die materielle (Gesamt- oder Teil-) Netzprivatisierung (materielle 

Privatisierung).  
Einem öffentlichen Unternehmen wird die Wahrnehmung staatlicher 
Aufgaben übertragen (formelle Privatisierung), welches zumeist 
eigens für diesen Zweck gebildet wird und sich zu 100% im Eigen-
tum der öffentlichen Hand befindet. Als häufig diskutiertes Beispiel 
hierfür steht die österreichische ASFiNAG, welche 1982 gegründet 
wurde. Sie ist seit 1999 neben der Finanzierung für Planung, Neu- 
und Ausbau, Erhalt und den Betrieb des gesamten österreichischen 
Autobahn- und Schnellstraßennetzes zuständig. Für einen Zeitraum 
von 50 Jahren hat sie das Recht zur Erhebung von Nutzungsgebüh-
ren (derzeit PKW-Vignette in Höhe von EUR 70 pro Jahr, LKW-Maut 
ASFiNAG als Beispiel für formelle 
Privatisierung
24. April 2006  7 

für Fahrzeuge über 3,5 Tonnen Gewicht). Die Gesellschaft darf ihre 
Verschuldung ausweiten, solange die prognostizierten Einnahmen 
auf dem Netz der ASFiNAG höher sind als die künftigen Ausgaben. 
Die Verschuldung der ASFiNAG wird bei der Berechnung des 
Maastricht-Defizitkriteriums nicht angerechnet. Die Rückzahlung der 
Anleihen ist durch eine Staatsgarantie der Republik Österreich ab-
gesichert, was der ASFiNAG günstige Finanzierungskonditionen 
eröffnet. Die Gesellschaft nimmt die operativen Aufgaben überwie-
gend selbst wahr. Hierzu wird sie ihren Mitarbeiterstamm ausbauen. 
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Erste Bewertung der formellen Privatisierung: Die Einführung 
einer flächendeckenden Maut- bzw. Vignettenpflicht für Pkw und 
Nutzfahrzeuge ist unverzichtbare Finanzierungsbasis für eine 
formelle Privatisierung des BAB-Netzes. Sollen die Ineffizienzen 
der bestehenden BAB-Bewirtschaftung nicht in das neue öffentli-
che Unternehmen eingebracht werden, so muss der formellen 
Privatisierung eine umfassende Sanierung der beteiligten Ver-
waltungen vorausgehen, wie dies in Österreich 1992 und 2002 
geschehen ist. Sofern ein solches öffentliches Unternehmen 
Aufgaben der Vorfinanzierung wahrnimmt und hierzu kreditfähig 
sein soll, erfordert dies eine Absicherung der Darlehensrückzah-
lung durch eine explizite Staatsgarantie, um günstige Finanzie-
rungskosten zu ermöglichen. Eine solche Staatsgarantie muss in 
Deutschland erhebliche haushaltsrechtliche Hürden überwinden. 
Eine Kreditfähigkeit der Bundesautobahngesellschaft würde zu-
dem besondere Vorkehrungen erfordern, um diese Option 
„Maastricht-konform“ auszugestalten. Ob dies gelingt, ist unsi-
cher. 

Umfassende Sanierung der Auto-
bahnverwaltung muss formeller Priva-

tisierung vorausgehen

Die Handlungsalternative „Konzessionierung“ (funktionale Privati-
sierung) basiert auf einer Vergabe von Konzessionen für Strecken 

Bedarfsplanung

Netzentwicklung

Bau

Unterhaltung

Betrieb

Finanzierung

Bund Öffentliches 
Unternehmen

Private 
Auftragnehmer

Formelle Privatisierung

Quellen: Alfen Consult, PSPC 5
Erste Erfahrungen mit Konzessions-
modellen in Deutschland
24. April 2006 

bzw. Teilnetze. Dabei werden idealerweise die Wertschöpfungsstu-
fen Planung, Bau, Finanzierung, Erhaltung und Betrieb zeitlich be-
fristet an einen Privaten übertragen. Hoheitliche Aufgaben verblei-
ben bei der öffentlichen Hand. Die Vergabe der Konzessionen er-
folgt im Wettbewerb. Erste Erfahrungen werden in Deutschland mit 
den A-Modellen (Ausbau von vier auf sechs bzw. von sechs auf acht 
Fahrstreifen; Refinanzierung durch Lkw-Maut und Anschubfinanzie-
rung) und F-Modellen (Neubau von Brücken, Tunneln und Gebirgs-
pässen; Refinanzierung durch Maut für Pkw und Lkw) gesammelt. 
Die Netzkonzessionierung sowie die Schritte dorthin sind im We-
sentlichen bereits in der Studie „PPP-Lösungen für Deutschlands 
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Autobahnen“ dargelegt und analysiert worden.1 Die Studie regt an, 
über die bestehenden bzw. geplanten A- und F-Projekte hinaus grö-
ßere Teilnetze zu bilden und als Konzessionen auszuschreiben. Der 
Konzessionär würde – auf eine bestimmte Zeit befristet – Neu- und 
Ausbau-, Unterhaltungs- und Betriebsaufgaben wahrnehmen, wobei 
sich seine Refinanzierung aus Mauteinnahmen und ggf. einer An-
schubfinanzierung speist.2 Im Unterschied zur (im Folgenden be-
schriebenen materiellen) Netzprivatisierung ist eine Konzession 
zeitlich begrenzt und nicht mit einem Eigentumsübergang im rechtli-
chen Sinne verbunden. Dafür ist insbesondere eine sachgerechte 
und anreizkonforme Aufgabenteilung notwendig, die in vertraglichen 
Regelungen und Vergütungsmechanismen ihren Niederschlag fin-
den muss. Die Netzkonzessionierung bzw. funktionale Privatisierung 
lässt sich am besten in einem 3-Ebenen-Modell erreichen, das 
zwischen Regieebene, Bestellebene und Ausführungsebene unter-
scheidet.3

Konzession zeitlich begrenzt und 
ohne Eigentumsübertragung

Trennung zwischen hoheitlichen und 
operativen Aufgaben Bedarfsplanung

Ausführungs-
planung

Bau

Ausführungs-
planung

Bau

Ausführungs-
planung

Bau

Bund Private Betreiber

Funktionale Privatisierung

VIMG
Auf der staatlichen Regieebene werden Art und Umfang der ge-
wünschten Investitionen festgelegt, wie dies heute beispielsweise im 
Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung geschieht. Zudem wer-
den hier die „Spielregeln“ bestimmt und hoheitliche Genehmigungs- 
bzw. Überwachungsaufgaben wahrgenommen. Die Bestellebene 
wird in der Regel von staatlichen Gesellschaften mit professionellem 
Management wahrgenommen. Hier werden die staatlichen Bestell-
ziele in konkrete Ausschreibungen überführt. Diese Aufgabe könnte 

Ausschreibung/
Kontrolle

Netzentwicklung

Unterhaltung

Betrieb

Finanzierung

Unterhaltung

Betrieb

Finanzierung

Unterhaltung

Betrieb

Finanzierung

Quellen: Alfen Consult, PSPCQuellen: Alfen
 

Consult, PSPC 6
Trennung zwischen Regie-, Bestell-
und Ausführungsebene
24. April 2006  9 

 
1 Vgl. Alfen/Mayrzedt/Tegner (2004). PPP-Lösungen für Deutschlands Autobahnen – 

Empfehlungen für eine erfolgreiche Umsetzung. 
2 Ist das jeweilige Teilnetz wirtschaftlich besonders attraktiv, so kann die Anschubfi-

nanzierung auch negativ sein, d.h. der Konzessionär wäre bereit, eine Konzessi-
onsgebühr an den Staat zu zahlen. 

3 Vgl. Alfen/Mayrzedt/Tegner (2004). PPP-Lösungen für Deutschlands Autobahnen. 
S. 61 ff. 
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der derzeitigen Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft mbH 
(VIFG) ggf. gemeinsam mit der DEGES (Deutsche Einheit Fernstra-
ßenplanungs- und -bau GmbH) zukommen, sofern deren Kompe-
tenzbereiche insgesamt erweitert werden und im Ergebnis eine Ver-
kehrsinfrastrukturmanagementgesellschaft (VIMG) entsteht.  
Die Ausführung, z.B. in Form von Konzessionen, wird in der Regel 
privaten Unternehmen überlassen, deren Auswahl im Wettbewerb 
über Ausschreibungen erfolgt. 
 

Bei der Handlungsalternative „Netzprivatisierung“ (materielle Pri-
vatisierung) wird das Autobahnnetz – entweder als ganzes oder in 
Form von Teilnetzen – an institutionelle Investoren veräußert sowie 

Ausschreibung des Betriebes von 
Autobahnteilnetzen
Materielle Privatisierung geht mit 
Eigentumsübertragung am Netz

einher
10 
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Erste Bewertung der funktionalen Privatisierung: Die VIFG – 
oder eine alternative Organisation – muss mit der Aufgabe be-
traut werden, Teilnetze zu bilden und zu vergeben. Die Bildung 
der Teilnetze sollte betriebliche und wettbewerbliche Kriterien 
berücksichtigen. Der Regulierungsbedarf ist u.a. aufgrund der 
Schaffung temporärer Monopole vergleichsweise hoch. Die Ein-
führung einer Pkw-Maut ist erforderlich, was jedoch schrittweise 
erfolgen kann. Bestehende umsatzsteuerrechtliche Probleme 
bedürfen der Klärung. Werden ausschließlich unattraktive oder 
zu kleine Projekte als Konzessionen ausgeschrieben, bleiben die 
Effizienzpotenziale der Option begrenzt. Auch bei der Bildung 
größerer Teilnetze kann durch geeignete Regulierung oder Aufla-
gen gewährleistet werden, dass kleinere und mittelständische 
Unternehmen in die Projekte eingebunden werden. Durch den 
schrittweisen Ausbau einer Teilnetzkonzessionierung wird die 
Entwicklung einer international wettbewerbsfähigen und schlag-
kräftigen Straßenbewirtschaftungsindustrie gefördert. Für die 
Forschung und Entwicklung zur Generierung von innovativen 
technischen und wirtschaftlichen Lösungen kann sich – ähnlich 
wie in anderen Wirtschaftszweigen – auch im Bereich Straße in 
wesentlich stärkerem Maße private Initiative entfalten. Beim Ü-
bergang zur Vergabe von großräumigen Konzessionen werden 
rechtliche Anpassungen erforderlich sein, um die bestehenden 
staatlichen Auftragsverwaltungen von wesentlichen Teilen ihrer 
Aufgaben zu entheben. 
 24. April 2006 

gf. in Streubesitz überführt. Die Veräußerung geschieht in kapital-
arktfähigen Tranchen. Kennzeichnendes Element ist der vollstän-

ige Eigentumsübergang der Strecken und Bauwerke sowie der 
ugehörigen Flächen. Ein wichtiger Reiz der Handlungsoption könn-
e darin liegen, dass man aus der Veräußerung der Autobahnen 
ohe Verkaufserlöse erwarten mag. Unseren Berechnungen zufolge 
rrechnet sich für das Jahr 2006 für die Bundesautobahnen ein 
rutto-Anlagevermögen von EUR 171,46 Mrd. Unter Berücksichti-
ung des Modernitätsgrades des Netzes kommen wir für 2006  

mmerhin auf ein Nettoanlagevermögen in Höhe von EUR 
04,6 Mrd. 
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Nach den Vorgaben der EU-Wegekosten-Richtlinie kann aus diesen 
Vermögenswerten die nach EU-Recht maximal zulässige Maut ab-
geleitet werden. Dabei errechnet sich für den Pkw ein Mautsatz in 
Höhe von durchschnittlich 1,7 Cent pro Kilometer; das sind 1,9 Cent 
pro Kilometer inkl. MwSt. (Annahme: Kostenverursachungsfaktor 
Pkw:Lkw = 1:4). Der Mautsatz für LKW in Höhe von knapp 20 Cent 
(netto) pro Kilometer läge über dem heutigen Mautsatz.  
Auf Basis von Standardkosten und der EU-Recht konformen Maut-
sätze kann der mögliche „Verkaufserlös“ abgeschätzt werden, der 
sich aus einer materiellen Privatisierung des BAB-Netzes erzielen 
ließe. Hinsichtlich der möglichen Mauteinnahmen haben wir drei 
Szenarien untersucht: Im Sinne eines Minimalszenarios wird die 
nach Wegekostenrichtlinie berechnete Pkw-Maut von 1,9 Cent pro 
Kilometer (brutto) angesetzt. Die LKW-Maut entspricht dem heutigen 
Niveau. Im ebenfalls realistischen Basisszenario werden 1,9 Cent 

Mautsatz - Netto 
(EUR/km)

pro Fahrzeug 0,0531
pro PKW 0,0166
pro LKW 0,1983

Potenzielle Mautsätze für 
Deutschland

8
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Große Bandbreite für potenziellen 
Verkaufserlös
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pro Kilometer inklusive MwSt. für Pkw und 19,8 Cent (netto) für 
schwere Lkw angenommen. Darüber hinaus wird in Anlehnung an 
die europaweite Praxis ein Anpassungsszenario eingeführt, wel-
ches sich an den durchschnittlich in Europa erhobenen Mautge-
bühren für Pkw orientiert. Mit 4 Cent pro Kilometer (brutto) läge die 
Pkw-Maut in Deutschland in diesem Szenario gleichwohl unter dem 
europäischen Durchschnitt. Aus diesen kalkulierten Mauteinnahmen 
lassen sich – nach unserer theoretischen Berechnung – Verkaufs-
erlöse je nach Szenario in einer Bandbreite von knapp EUR 28 Mrd. 
bis etwa EUR 87 Mrd. erzielen. Die folgende Tabelle fasst die Ver-
kaufspreise in den einzelnen Szenarien zusammen: 
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Erste Bewertung der materiellen Privatisierung: Die Vollprivati-
sierung des Netzes kann nur dann realistisch sein, wenn zuvor 
eine Reihe von Voraussetzungen erfüllt ist. Hierzu gehört zuerst 
die Einführung einer flächendeckenden Maut für Pkw und alle 
Lkw, die mit den Bestimmungen der EU-Wegekostenrichtlinie kon-
form ist. Aus Sicht potenzieller Investoren muss die technische 
Zuverlässigkeit der Pkw-Mauterhebung gesichert sein, und der 
Mautverdrängungseffekt muss sich aufgrund erster Erfahrungen 
hinreichend zuverlässig abschätzen lassen. Daraus folgt, dass die 
Mauteinführung vor der Privatisierung stattfinden muss. Die Inves-
toren werden ferner langfristige Planungssicherheit hinsichtlich der 
notwendigen Investitionen benötigen. Vor Börseneinführung bzw. 
Veräußerung werden die BAB in ein Sondervermögen zu überfüh-
ren sein. Private Investoren werden eine Garantie für jegliche 
Einbußen verlangen, falls die Pkw-Maut aus verfassungsrechtli-
chen oder politischen Gründen herabgesetzt werden sollte. Es 
muss eine eindeutige und wirksame Regulierung stattfinden. Dies 
umfasst institutionelle Fragen (wo soll die Behörde organisatorisch 
„aufgehängt“ werden) wie inhaltliche Fragen, z.B. welches Regu-
lierungsverfahren angewendet werden soll. Sofern keine wirt-
schaftlich gleichwertigen Teilnetze gebildet werden sollen bzw. 
nicht gebildet werden können, das Mautniveau aus politischen 
Gründen jedoch bundeseinheitlich sein soll, sind geeignete For-
men der Quersubventionierung zu etablieren. Es bedarf zur Um-
setzung dieses Modells einer Verfassungsänderung. Der aktuelle 
Substanzwert – ca. EUR 105 Mrd. – wird als Verkaufserlös bei 
Weitem nicht zu erzielen sein. 

 
Aufgrund der nicht unbegrenzten Aufnahmefähigkeit der Kapital-
märkte wären derart hohe Veräußerungserlöse allenfalls in mehre-
ren, kapitalmarktverträglichen Tranchen zu realisieren. Eventuell 
müssten Bewertungsabschläge hingenommen werden. 

 

V
A
d
f

Umfangreiche Voraussetzungen 
müssen vor materieller Privatisierung 

erfüllt sein

Substanz- und Ertragswert im Vergleich
Ertragswert

Gesamt-
netz

Substanz-
wert

Minimal-
szenario

Basis-
szenario

Anpas-
sungs-

szenario
Kaufpreis 
Mrd. EUR 104,6 27,7 54,1 87,2

Maut PKW 
(brutto in 
EUR)

0,0193 0,019 0,019 0,04

Maut LKW 
(netto) in EUR

0,198 0,124 0,198 0,198

Quellen: Alfen Consult, PSPC      9
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ergleichende Bewertung der drei Varianten 
nhand aktueller verkehrspolitischer Erwartungen lassen sich die 
rei Organisationsformen bewerten. Das Ergebnis findet sich in der 
olgenden Tabelle: 
Rechnerischer Substanzwert wird als 
Verkaufserlös nicht zu erzielen sein
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Die Einsetzung eines öffentlichen Unternehmens, gelegentlich 
auch als ASFiNAG-Modell bezeichnet, dient offenbar als starke 
Projektionsfläche vieler Wünsche, auf der sich fast ausschließlich 
Vorteile und nur wenig Nachteile finden. Mit an Sicherheit grenzen-
der Wahrscheinlichkeit wird es diese hohen Erwartungen nicht erfül-
len können. Hauptgefahr ist, dass das künftige öffentliche Unter-
nehmen zu viele Aufgaben und Mitarbeiter in ihren Einflussbereich 
übernehmen müsste, sodass denkbare kurzfristige Finanzierungs-
vorteile durch künftige Effizienznachteile aufgezehrt würden. Die 
Lösung setzt auch nicht zwangsläufig Anreize, im Sinne der Le-
benszyklusphilosophie für eine bessere Abstimmung von Planung, 
Bau, Betrieb und Unterhaltung zu sorgen. Vielmehr zeigt die Praxis, 
dass eine solche Abstimmung in sehr großen öffentlichen Unter-
nehmen oft nicht gelingt.4 Allein die Größenunterschiede zwischen 
dem österreichischen und dem deutschen Autobahnnetz, das 
sechsmal größer ist, machen deutlich, dass eine Umsetzung in 
Deutschland erhebliche Risiken birgt und voraussichtlich bei der EU-
Kommission bezüglich des Verschuldungskriteriums auf große Vor-
behalte stößt. Einer Bündelung aller Aufgaben der Autobahnbewirt-
schaftung in der Hand eines einzigen öffentlichen Unternehmens 
müssen unbedingt ernsthafte Sanierungserfolge vorangehen. Doch 
selbst wenn diese idealtypische Reihenfolge eingehalten wird, be-
steht die Gefahr, dass sich die Gesellschaft einer Steuerung durch 
den Eigentümer entzieht. Mehr Transparenz ist von diesem Modell 
nicht zu erwarten, dynamische Anreize zu mehr Kosteneffizienz 
ebenfalls nicht. 
Die (materielle) Netzprivatisierung hat für den Haushaltspolitiker 

Formelle Privatisierung mit Gefahr 
von langfristigen Effizienznachteilen
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Quellen: Alfen Consult, PSPC C     10
Materielle Privatisierung mit kurzfris-

den Charme, Privatisierungserlöse abzuwerfen. Allerdings fallen 
tiger Einnahmeerzielung verbunden
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diese bei weitem nicht so hoch aus, wie es der Substanzwert der 

 
4 Dies gilt im Übrigen im Prinzip auch für sehr große private Unternehmen – diese 

unterliegen jedoch in der Regel seitens der Kapitalmärkte starken Sanktionsdro-
hungen, z.B. in Form von feindlichen Übernahmen. 
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Autobahnen – ca. EUR 105 Mrd. – vermuten lässt. Ein wesentlicher 
Vorteil der materiellen Privatisierung ist deshalb darin zu sehen, 
dass sie einen dauerhaften Effizienzdruck auf die Autobahnbewirt-
schaftung ausübt. Letztlich ist die materielle Privatisierung mit er-
heblichen Risiken verbunden, weil dadurch ein privates Monopol 
entsteht, welches sich jeglichem Vergleich entzieht. Die Gefahr be-
Materielle Privatisierung aus wettbe-
werbspolitischer Sicht problematisch
steht, dass das private Monopol die Regulierung umgeht, indem es 
entweder überhöhte Mauten setzt, verschlechterte Leistungsqualitä-
ten liefert oder seinen investiven Verpflichtungen nicht nachkommt. 
Erfahrungen mit Bahnnetzen, die nach der Privatisierung vernach-
lässigt wurden, legen derartige Befürchtungen durchaus nahe. Eini-
ge Risiken der Privatisierung lassen sich voraussichtlich reduzieren, 
wenn man von der Strategie einer netzweiten Lösung abkehrt und 
eine Privatisierung von Teilnetzen anstrebt. Auch eine Investiti-
onshöhenregulierung kann hier hilfreich sein. 
Mit der Konzessionierung bzw. funktionalen Privatisierung kann 
die Verkehrspolitik den bereits mit PPP-Modellen eingeschlagenen 
Vorteile der funktionalen Privatisie-
rung überwiegen
Weg evolutorisch fortsetzen. Deutschland hat mit dem PPP-
Instrument erste gute Erfahrungen gesammelt und insbesondere im 
Fernstraßenbereich erhebliche rechtliche Vorarbeiten bis hin zum 
ÖPP-Beschleunigungsgesetz geleistet. Mit der VIFG wurde eine 
Organisation etabliert, welche sich (ggf. im Schulterschluss mit der 
DE-GES) im Sinne des 3-Ebenen-Modells behutsam zu einer 
Verkehrsinfrastrukturmanagementgesellschaft (VIMG) weiter-
entwickeln sollte, ohne dass sie selbst operativ tätig werden müss-
te. Aufgabe dieser VIMG wäre es, die Strategie der Konzessio-
nierung weiterzuführen und in – nicht zu große – Teilnetzlösungen 
einzubringen. Hierdurch wird ein institutionelles Lernen bewirkt, 
welches durch geeignete Kontroll- und Benchmarkiginstrumente 
begleitet werden muss und dem Staat Flexibilitäts- und Steuerungs-
vorteile bringt. Durch geeignete Teilnetzbildung wird zudem ermög-
licht, dass unterschiedliche Konzessionäre im Wettbewerb um Ver-
kehrsteilnehmer stehen. Die vermeintliche Schwäche dieser Lö-
sung, dass sie den großen Investitionsschub nicht auf einmal bewir-
ken kann, verkehrt sich bei näherer Betrachtung in eine Stärke. 
Denn die Konzessionierungsstrategie erzwingt ein genaues, pro-
jektorientiertes Hinsehen, bei dem wirtschaftliche Aspekte mit be-
rücksichtigt und Folgekosten beachtet werden müssen. In punkto 
Transparenz ist die Variante bei weitem überlegen.  
Natürlich resultieren aus allen Modellen nicht unerhebliche Trans-
Transaktionskosten nicht unerheblich
14  24. April 2006 

aktionskosten (z.B. Unternehmensgründung, Kompetenzregelung, 
Teilnetzbildung, Ausschreibungskatalog und -modalitäten, Sankti-
onsmechanismen). Gleichwohl kann bei geeigneter Regulierung der 
Wettbewerb um Teilnetze dazu beitragen, Effizienzpotenzial im 
Straßenbau auszuschöpfen. 

3. Empfehlungen für die Verkehrspolitik 

Die Reorganisation der Autobahnbewirtschaftung ist kein Selbst-
zweck, sondern soll konkreten wirtschafts- und verkehrspolitischen 
Zielen dienen. Effizienz ist das Oberziel, das die Verkehrspolitik 
anstreben sollte. Es stellt sicher, dass knappe Mittel dort eingesetzt 
werden, wo sie den höchsten volkswirtschaftlichen Nutzen erzeu-
gen.  
In der aktuellen haushaltspolitischen Situation mag es weitere politi-
sche Ziele wie das der Haushaltskonsolidierung geben, die sich in 
den Vordergrund drängen. Das Effizienzziel leistet hierzu einen 
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nachhaltigen und zuverlässigen Beitrag. Allerdings dürfen kurzfristi-
ge Konsolidierungserfolge nicht mit übermäßigen künftigen Mehr-
lasten oder Ineffizienzen, etwa zu Lasten künftiger Nutzergene-
rationen, erkauft werden.  
Vor diesem Hintergrund empfehlen wir für die Reorganisation der 
BAB-Bewirtschaftung fünf strategische Eckpunkte:  
Strategische Eckpunkte einer künfti-
gen Autobahnprivatisierung
— Die Organisation der BAB-Bewirtschaftung sollte schrittweise auf 
marktnähere Mechanismen zugesteuert werden. Hierzu bedarf 
es einer stringenten Privatisierungsstrategie, welche die Stärken 
von öffentlicher Hand und Privaten optimal verbindet. Private 
sollten eingebunden werden, soweit dies möglich und wirtschaft-
lich vorteilhaft ist. Es soll das Prinzip „Mehr Markt, weniger Staat“ 
gelten. 

— Der Weg in Richtung Privatisierung sollte die vorhandenen recht-
lichen Möglichkeiten sowie die bestehenden Institutionen ein-
binden und weiterentwickeln, um Zeit- und Reibungsverluste 
zu vermeiden. 

— Die erst in Ansätzen vorhandenen Instrumente des Controlling, 
Monitoring und der Evaluierung müssen weiterentwickelt 
werden, um den effizienten Mitteleinsatz zu überwachen und die 
vorteilhaftesten Formen der Zusammenarbeit mit privaten Unter-
nehmen identifizieren zu können. 

— Damit die Privaten optimale Wirtschaftseinheiten bilden können, 
müssen größere Streckenabschnitte bis hin zu Teilnetzen in 
die Bewirtschaftung durch Private gegeben werden. Als mög-
liche Teilnetze wären z.B. das Rhein-Main-Gebiet oder der Groß-
raum Köln-Bonn denkbar, aber auch längere Autobahnabschnitte 
in ländlichen Regionen. 

— Die weitere Umstellung der BAB-Finanzierung auf eine Nutzer-
finanzierung stellt den Zusammenhang zwischen Kosten und 
Leistungen wieder her, erhöht dadurch die Transparenz, stabili-
siert die Einnahmen und ermöglicht eine Entlastung von der Kfz- 
oder der Mineralölsteuer, die aufgrund ihres hohen Niveaus mitt-
lerweile deutliche Umgehungseffekte auslöst (Tanktourismus). 

Im Einzelnen sind zur Umsetzung dieser Strategie die folgenden 
Die nächsten Schritte
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Schritte zu empfehlen: 
— Die Umsetzung des A-Modells sowie gegebenenfalls geeigne-

ter F-Modelle sollte vor allem in den nächsten zwei Jahren inten-
siv vorangetrieben, evaluiert und auf optimierter Basis weiterge-
führt werden. Die Möglichkeiten, die aus dem neuen ÖPP-Be-
schleunigungsgesetz resultieren, sollten genutzt werden und wei-
tere Vertragsmodelle (z.B. Modell mit Vergütung auf Basis von 
Verfügbarkeitsentgelten) getestet werden. 

— Der bisherige Anwendungsbereich des Fernstraßenbaupri-
vatfinanzierungsgesetzes (FStrPrivFinG), welcher derzeit auf 
Brücken, Tunnel, Gebirgspässe und gut ausgebaute Bundes-
straßen beschränkt ist, ist zu erweitern, um z.B. die Ausschrei-
bung von Strecken- und Betriebskonzessionen zu ermöglichen. 
Dies führt zu besseren Betriebsgrößen und Kosteneinsparungen. 

— Die Reform der Auftragsverwaltung ist ebenfalls erforderlich, 
um die Wirksamkeit der Straßenbauverwaltungen zu erhöhen. Im 
Rahmen der Föderalismusreform sollten die Übernahme der 
Bundesautobahnen in die Verwaltung des Bundes sowie die  
Übertragung der Bundesstraßenverwaltung auf die Länder vor-
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bereitet werden. Ziel ist, die Verwaltung zu modernisieren und 
die Einführung neuer Bewirtschaftungsmodelle zu erleichtern. 

— Die Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft (VIFG) 
ggf. gemeinsam mit der DEGES sollen weiterentwickelt werden, 
damit sie ihren Aufgaben besser gerecht werden können. Im 
Sinne des 3-Ebenen-Modells soll sie zu einer wirksamen Steu-
erungsstelle werden, welche die Belange des Bundes in Bezug 
auf die Autobahnen optimal wahrnimmt und die funktionale Priva-
tisierung des Netzes kompetent umsetzt. Hierzu sollte ihr die 
Lkw-Maut ohne den Umweg über den Bundeshaushalt unmittel-
bar zugeleitet werden. Sie soll geeignete PPP-Projekte identifi-
zieren, strukturieren und an den Markt bringen. Darüber hin-
aus soll sie die Aufgaben des Controlling und der Evaluierung 
wahrnehmen, damit die funktionale Privatisierung stetig verbes-
sert werden kann. So wird die VIFG ggf. gemeinsam mit der 
DEGES zur Verkehrsinfrastrukturmanagementgesellschaft 
(VIMG). Eine begrenzte Kreditfähigkeit kann der VIMG helfen, 
Liquiditätsengpässe zu überbrücken. Um bei der Finanzierung 
der einzelnen Verkehrsträger mehr Transparenz zu erreichen, 
können unter dem Dach der VIMG Gesellschaften gegründet 
werden, welche für Straße, Schiene und die Wasserstraße ver-
antwortlich zeichnen. 

— Die Nutzerfinanzierung muss die Steuerfinanzierung der 
Bundesautobahnen ablösen. Eine Vignette für Pkw und leichte 
Von der Steuer- zur Nutzerfinanzie-
rung
Lkw ist nur eine Third-best-Lösung. Längerfristig ist die Ein-
führung einer Pkw-Maut notwendig, wobei die Mautgestaltung 
hinreichend differenziert werden und ökonomischen Anforderun-
gen genügen muss. Im Zuge einer schrittweisen Konzessionie-
rung des BAB-Netzes sollten Mautstrecken vorrangig dort ver-
wirklicht werden, wo der größte verkehrliche und bauliche Hand-
lungsbedarf ist. Hierdurch wird dem Nutzer signalisiert, dass 
„seine Maut“ unmittelbar in Qualitäts- und Leistungsverbesse-
rungen einfließt. 

— Der Übergang zu einer flächendeckenden Konzessionierung 
von Teilnetzen bedarf der sorgfältigen Vorbereitung und Be-
Bildung effizienter Teilnetze wichtige 
Aufgabe
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gleitung, auch um die am Markt befindlichen Akteure nicht zu ü-
berfordern. Darüber hinaus sollten verkehrliche und wettbe-
werbliche Aspekte in die Bildung der Teilnetze einfließen. Aus 
wirtschaftlich besonders attraktiven Teilnetzen können Ein-
nahmen in Form von Konzessionsgebühren erzielt werden, die 
wiederum in andere, weniger attraktive Teilnetze als Anschubfi-
nanzierung einfließen können. 

Die Weichenstellung zur flächendeckenden Konzessionierung sollte 
gleichwohl konsequent erfolgen, was im Einzelfall auch bedeuten 
kann, dass bestehende Projekte rückabgewickelt werden müssen, 
um die möglichen Effizienzfortschritte erzielen zu können. 
 



Privatisierungsoptionen für das deutsche Autobahnnetz  

Es gilt jetzt, viele Schritte parallel in Angriff zu nehmen, damit die 
Bewirtschaftung der Bundesautobahnen in einigen Jahren auf ein 
schlüssiges, effizientes und dauerhaft finanzierbares Gesamt-
konzept umgestellt werden kann. 

4. Schlussbetrachtung  

Insgesamt kann bei der Bewertung der drei untersuchten Privati-
sierungsoptionen festgestellt werden, dass materielle Netzprivatisie-
rungen mit Eigentumsübergang im Straßen- und Autobahnbereich 
weltweit nicht bekannt sind und wohl aus den im Detail beschriebe-
nen Gründen auch in Deutschland als Option nicht in Frage kom-
men dürften.  
Verbleiben also entweder  
— die umfassende Ausgliederung aller Aufgaben rund um Planung, 

Bau, Finanzierung, Erhaltung und Betrieb der Autobahn in ein 
rein öffentliches Unternehmen im Sinne der beschriebenen for-
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mellen Privatisierung oder  
— eine funktionale Privatisierung mit Konzessionierung von Stre-

cken und Teilnetzen zeitlich begrenzt an private Konzessionsge-
sellschaften mit entsprechendem Wettbewerb „um den“ und „im 
Markt“.  

Beide Optionen werden international praktiziert. Die jeweiligen Mög-
lichkeiten und Grenzen, nutzbaren Treiber und zu überwindende 
Hindernisse sowie Vor- und Nachteile wurden ausführlich beschrie-
ben und verglichen. Im Ergebnis wird dabei die letzte Option zur 
Umsetzung empfohlen. Letztlich werden in Deutschland die Antwor-
ten auf folgende Fragen den Ausschlag bei der Optionswahl geben: 



Aktuelle Themen 350 

Will man einer vorwiegend auf nachhaltige Effizienz und mittel- bis 
langfristigen Einspareffekten ausgerichteten Lösung und damit einer 
Politischer Wille zur Privatisierung 
entscheidend
tatsächlichen Budgetoptimierung den Vorrang geben? Oder einer 
eher auf die kurzfristige Beseitigung von Liquiditätsengpässen und 
damit auch viel mehr mit der Gefahr einer weiteren ungebremsten 
Schuldenübertragung auf zukünftige Generationen verbundenen 
Lösung? 
— Will man sich entschließen, tatsächlich in erster Linie die Vorteile 

des Nutzers infolge privatwirtschaftlicher Anreizmechanismen in 
den Vordergrund zu stellen – natürlich ohne die wirklichen ho-
heitlichen Funktionen und Aufgaben der Daseinsfürsorge auf-
zugeben? Oder wird letztlich bevorzugt, das Autobahnsystem 
weiterhin zusätzlich als unmittelbares Steuerungsinstrument 
staatlicher Intervention in Bereichen wie Verkehrspolitik, Be-
schäftigung zu gebrauchen? 

— Wie stark ist das Vertrauen in vergleichsweise einfach zu len-
kende und zu verwaltende staatliche Strukturen mit vergleichs-
weise bescheidenem aber bekanntem Ergebnis? Wie groß ist im 
Gegensatz dazu der Glaube an die Innovationskraft und Effizienz 
privatwirtschaftlicher Strukturen, auch wenn sie sich in einem 
komplexen, zu regulierenden Umfeld bewähren müssen? 

Die zweifellos schlechteste Lösung wäre es allerdings, in Bewe-
gungslosigkeit zu verharren und das in der Vergangenheit durchaus 
Beibehaltung des Status quo wäre 
schlechteste Alternative
18  24. April 2006 

bewährte, aber ganz offensichtlich den Herausforderungen der Zu-
kunft nicht mehr gewachsene System beizubehalten. 
Eric Heymann (+49 69 910-31710, eric.heymann@db.com)
Hans Wilhelm Alfen (+49 3643 77129-0, wilhelm.alfen@alfen-consult.de) 
Henning Tegner (+49 30 315199-0, ht@psp-consult.de) 
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